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(Zeitbefristeter) Anstellungsvertrag für dauerhaft 

geringfügig Beschäftigte (mit Arbeitszeit auf Abruf
)

zwischen 

der Firma …., Adresse….

- im folgenden Arbeitgeberin genannt - 

und 

Frau / Herrn….. (Name, Adresse, Telefon)

wohnhaft in: 
- im folgenden Mitarbeiterin* genannt - 

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§ 1 Anstellung, Probezeit und Befristung:
Die Mitarbeiterin wird mit Wirkung vom ….  bis zum ……

als ……. beim ….
zeitlich befristet nach § 14 Absatz 2 des Gesetzes über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge eingestellt. Es handelt sich um eine Neueinstellung. Die Mitarbeiterin versichert, dass sie zuvor bei der Arbeitgeberin noch nicht beschäftigt war.

Hinweis: Soll die Beschäftigung unbefristet erfolgen, ist der Hinweis auf die Befristung zu entfernen (dann natürlich auch in der Überschrift
).

Das Arbeitsverhältnis wird zunächst für 6 Monate zur Probe eingegangen. Während dieser Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von beiden Seiten mit einer Kündigungsfrist von 2 Wochen gekündigt werden. Danach gelten die in § 9 geregelten Kündigungsfristen.

§ 2 Tätigkeit

Die Mitarbeiterin verpflichtet sich, alle ihr übertragenen Arbeiten sorgfältig und gewissenhaft auszuführen.

*Ungeachtet des Begriffs Mitarbeiterin gilt dieser Vertrag für Mitarbeiter jeglichen Geschlechts. Die Verwendung der weiblichen Form dient der Vereinfachung und Übersichtlichkeit. Sie ist kein Zeichen unterschiedlicher Behandlung der Geschlechter
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§ 3 Arbeitszeit, Aufzeichnungspflichten
:
a. Variante: Arbeit auf Abruf mit Aufstockungsmöglichkeit um maximal 25 %
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt xxx Stunden. Die Arbeitgeberin ist berechtigt, über die in Satz 1 vereinbarte Mindestarbeitszeit, die wöchentliche Arbeitszeit um bis zu 25 % zu erhöhen, d.h. zusätzliche Stunden abzurufen. Macht die Arbeitgeberin von diesem Recht Gebrauch, wird die zusätzliche Arbeitszeit mit dem in § 4 vereinbarten Stundenlohn vergütet. Ein Anspruch der Mitarbeiterin auf Abruf zusätzlicher Stunden über die Mindestarbeitszeit hinaus besteht nicht. Die Vergütung erfolgt nach den angeordneten Stunden.

Hinweis: 

Bei der Arbeitszeit gibt es verschiedene Varianten. Obiger Absatz entspricht einer Arbeitszeit auf Abruf mit Aufstockungsoption bis zu 25 %. Ist dies nicht gewünscht, ist alles ab Satz 2 zu streichen (auch den Hinweis in der Überschrift dann bitte entfernen). Es verbleibt dann von § 3 nur Satz 1 sowie die letzten beiden Absätze.
Bei der Festlegung der monatlichen Arbeitszeit ist bei der Verwendung einer Arbeitszeit auf Abruf immer darauf achten, dass die € 450,-- Grenze nicht überschritten wird. Ferner ist zu berücksichtigen, dass nach § 12 TzbfG maximal eine Aufstockung um 25 % zulässig ist. Bei 7 Wochenstunden kann also maximal auf 8,75 h aufgestockt werden, bei 10 Wochenstunden auf 12,5 (womit man dann aber bereits über € 450,- käme bei Zahlung des Mindestlohns). Will man nicht jedes Mal rechnen, muss in den Vertrag auch gar keine (Aufstockungs)-Stundenzahl hineingeschrieben werden, die maximal abgerufen werden kann, sondern nur die 25 % Grenze erwähnt werden (wie oben eingefügt in der Klausel). Diese Aufstockungsklausel macht bei Geringfügigen natürlich nur Sinn, wenn man mit der Mindeststundenzahl unterhalb der € 450-Grenze bleiben, die (auch zusammen mit den zusätzlichen Stunden) grundsätzlich nicht überschritten werden darf, um nicht in die Sozialversicherungspflicht hineinzurutschen. Zudem ist dabei auf die Einhaltung des Mindestlohns zu achten (soweit das Mindestlohngesetz anwendbar ist).
b. Variante: Arbeit auf Abruf mit Reduzierungsmöglichkeit:

Hinweis: Alternativ können Sie Sie auch eine mögliche Reduzierung der vereinbarten Mindestarbeitszeit um bis zu 20 % (Maximalgrenze laut § 12 TzbfG) vereinbaren. In diesem Falle formulieren Sie den Absatz 1 wie folgt:
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt xxx Stunden. Die Arbeitgeberin ist berechtigt, die in Satz 1 vereinbarte Arbeitszeit um bis zu 20 % zu reduzieren. Macht die Arbeitgeberin von diesem Recht Gebrauch, werden nur die tatsächlich abgerufenen Stunden vergütet.

c. Variante: Arbeit auf Abruf mit Aufstockungs- und Reduzierungsmöglichkeit:

Hinweis: Eine weitere nach der Rechtsprechung zulässige Alternative ist eine Kombination aus Aufstockung und Reduzierung (flexibelste, aber auch komplizierteste Variante). Auch hier darf der variable Anteil der gesamten Arbeitszeit aber nicht mehr als 25 % betragen. Sie dürfen also insbesondere nicht ein zusätzliches Arbeitszeitkontingent von 25 % nach oben und von 20 % nach unten vereinbaren. Hier müssten Sie dann im Vertrag die Mindeststundenzahl festlegen. Von der Untergrenze zur Obergrenze dürften es dann nur maximal 25 % sein (ergibt dann automatisch 20 % von oben nach unten gerechnet).

Beispiel: Es werden 10 Stunden / Woche als regelmäßige Arbeitszeit vereinbart. Dann man die Mitarbeiterin in einer Spanne zwischen 9 und 11,25 Stunden (9*1,25 = 11,25 oder 11,25*0,8=9) einsetzen. Diese Variante führt bei einer geringen Stundenzahl häufig zu Bruchzahlen, ist also nicht so einfach handhabbar führt. Möchten man als Arbeitgeber diese Variante dennoch wählen, lautet der alternative Absatz 1 wie folgt:
Die Arbeitgeberin ist berechtigt über die regelmäßige Arbeitszeit von x Stunden / Woche bis zu y Stunden pro Woche zusätzlich abzurufen. Macht die Arbeitgeberin von diesem Recht Gebrauch, wird die zusätzliche Arbeitszeit mit dem in § 4 vereinbarten Stundenlohn vergütet. Ein Anspruch der Mitarbeiterin auf Abruf zusätzlicher Stunden über die Mindestarbeitszeit hinaus besteht nicht. Die Arbeitgeberin ist außerdem berechtigt, die regelmäßige Arbeitszeit von x Stunden auf bis zu z Stunden pro Woche  zu reduzieren. Die Vergütung erfolgt in diesem Fall nach den tatsächlich abgerufenen Stunden.

Die Arbeitgeberin wird die Tage, an denen gearbeitet wird, sowie die Dauer und die genaue Lage der Arbeitszeit an den einzelnen Einsatztagen mindestens vier Tage im Voraus mitteilen. Die Vergütung erfolgt nach den angeordneten Stunden.

Die tägliche Dauer der Arbeitszeit pro Einsatztag beträgt mindestens - / - Stunden. Ist keine Mindeststundenzahl vereinbart, wird der Mitarbeiterin für mindestens drei aufeinander folgende Stunden beschäftigt. 

Die Mitarbeiterin ist verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit (täglich) aufzu-zeichnen und bis spätestens zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages seinem Vorgesetzten zur Gegenzeichnung zu übergeben. Soweit im Betrieb eine elektronische Zeiterfassung erfolgt, ist diese zu nutzen und bis spätestens zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages sind Korrekturen oder Nachträge dem Vorgesetzten zur Nacherfassung zu übergeben.
Die Mitarbeiterin ist verpflichtet, auf Anordnung des Arbeitgebers bei Vorliegen dringender betrieblicher Gründe Überstunden zu leisten.

§ 4 Arbeitsvergütung, Lohnsteuer und  Sozialversicherung

Die Mitarbeiterin erhält einen Stundenlohn von derzeit € xxx brutto.
(Hinweis: Mindestens € 9,60 / Zeitstunde (Stand 1.11.21), soweit das Mindestlohngesetz anwendbar ist).
Erhöhungen des Arbeitsentgeltes je Arbeitsstunde werden, sofern sie zu einer Überschreitung der gesetzlichen Grenze für die geringfügige Beschäftigung im Sinne des Sozialversicherungsrechtes (zurzeit € 450,00) führen würden, durch eine Verminderung der monatlichen Arbeitszeit ausgeglichen.

Das Arbeitsentgelt wird brutto gleich netto ausgezahlt. Die Pauschalsteuer von derzeit 2 % trägt die Arbeitgeberin / die Mitarbeiterin (Anmerkung: Hier können Sie wählen, wer die Pauschalsteuer tragen soll, üblicherweise trägt diese bei Geringfügigen der Arbeitgeber, sie kann aber auch vom Lohn in Abzug gebracht werden, wenn dies ausdrücklich vereinbart ist) Etwas anderes gilt nur, wenn die Mitarbeiterin binnen 2 Wochen nach Vertragsabschluss erklärt, dass eine individuelle Versteuerung ihres Einkommens auf der Grundlage seiner Lohnsteuerkarte erfolgen soll und sie ihre Lohnsteuerkarte rechtzeitig vorlegt.

Die Mitarbeiterin kann auf die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber verzichten. Die Befreiung von der Versicherungspflicht ist für die Dauer der Beschäftigung(en) bindend; sie kann nicht widerrufen werden. 

Die Mitarbeiterin erklärt
· Ich beantrage die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung*)

· Ich will es bei der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung belassen *)

*) Zutreffendes ankreuzen. Ohne Ankreuzen bleibt es bei der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung. 

Hinweis zur Rentenversicherungsthematik:
Seit dem 1. Januar 2013 unterliegen Arbeitnehmer, die eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausüben, grundsätzlich der Versicherungs- und vollen Beitragspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil am Rentenversicherungsbeitrag beläuft sich derzeit (Stand 2019) auf 3,6 Prozent des Arbeitsentgelts. Er ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Pauschalbeitrag des Arbeitgebers (15 Prozent bei geringfügig entlohnten Beschäftigungen im gewerblichen Bereich) und dem vollen Beitrag zur Rentenversicherung in Höhe von derzeit (Stand 2019) 18,6 Prozent. Der volle Rentenversicherungsbeitrag ist mindestens von einem Arbeitsentgelt in Höhe von 175 Euro zu zahlen.

Ist die Versicherungspflicht nicht gewollt, kann sich der Arbeitnehmer von ihr befreien lassen. Hierzu muss er seinem Arbeitgeber - möglichst bereits in dieser Vereinbarung  - schriftlich mitteilen, dass er die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung wünscht. Übt der Arbeitnehmer mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen aus, kann der Antrag auf Befreiung nur einheitlich für alle zeitgleich ausgeübten geringfügigen Beschäftigungen gestellt werden. Über den Befreiungsantrag hat der Arbeitnehmer alle weiteren - auch zukünftige - Arbeitgeber zu informieren, bei denen er eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausübt. Die Befreiung von der Versicherungspflicht ist für die Dauer der Beschäftigung(en) bindend; sie kann nicht widerrufen werden. 

Die Befreiung wirkt grundsätzlich ab Beginn des Kalendermonats des Eingangs beim Arbeitgeber, frühestens ab Beschäftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale die Befreiung bis zur nächsten Entgeltabrechnung, spätestens innerhalb von 6 Wochen nach Eingang des Befreiungsantrages bei ihm meldet. Anderenfalls beginnt die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermonats, der dem Kalendermonat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt. 

Ein Antrag für Befreiung von der Rentenversicherungspflicht kann, wenn mehrere geringfügige Beschäftigungsverhältnisse unterhalten werden, nur einheitlich für alle geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse gestellt werden. Die Mitarbeiterin bestätigt, bei einem anderen Arbeitgeber, bei welchem er ebenfalls geringfügig beschäftigt ist, keine anderslautende Erklärung abgegeben zu haben.
Hinsichtlich der pauschalen Zahlungen zur Sozialversicherung gelten die gesetzlichen Bestimmungen in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung. Im Falle einer Änderung der gesetzlichen Regelung ist von den Vertragsschließenden eine neue Vereinbarung unter Berücksichtigung der neuen Gesetzeslage zu treffen.

§ 5 Urlaub 

Die Mitarbeiterin hat – ausgehend von einer 5-Tage-Woche – einen gesetzlichen Anspruch auf einen bezahlten Jahresurlaub von 20
 Arbeitstagen (bei weniger als 5 Tagen durchschnittlicher Beschäftigung pro Woche anteilig, z.B. bei 3 Tagen in der Woche: 20/5*3= 12 Tage, bei 2 Tagen in der Woche 20/5*2 = 8 Tage etc.).
In dem Urlaubsjahr, in dem das Arbeitsverhältnis beginnt oder endet, steht der Mitarbeiterin für jeden vollen Monat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel des Jahresurlaubs zu. Der gesetzliche Mindesturlaub ist zu beachten.

Der Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine Übertragung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende betriebliche oder in der Person der Mitarbeiterin liegende Gründe dies rechtfertigen. Im Falle der Übertragung muss der Urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres gewährt und genommen werden. 

§ 6 Arbeitsverhinderung und Krankheit

Die Mitarbeiterin ist verpflichtet, dem Arbeitgeber jede Dienstverhinderung und ihre voraussichtliche Dauer unverzüglich, möglichst telefonisch, anzuzeigen. Dies gilt auch nach Ablauf der sechswöchigen Entgeltfortzahlungspflicht. Auf Verlangen sind die Gründe der Dienstverhinderung mitzuteilen.

Im Falle der Erkrankung ist die Mitarbeiterin verpflichtet, ab dem ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer vorzulegen.

§ 7 Verschwiegenheitspflicht

Die Mitarbeiterin verpflichtet sich, über alle vertraulichen Angelegenheiten und Vorgänge, die ihr im Rahmen der Tätigkeit zur Kenntnis gelangen, Stillschweigen zu bewahren. Diese Geheimhaltungspflicht besteht auch nach dem Ausscheiden der Mitarbeiterin aus dem Arbeitsverhältnis fort.

§ 8 Mehrfachbeschäftigung

Die Aufnahme oder Beendigung einer weiteren Beschäftigung, gleichgültig welchen Umfangs oder welcher Dauer, hat die Mitarbeiterin unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Ebenso ist jede Veränderung des Umfangs oder des vereinbarten Entgelts einer anderweitigen Beschäftigung anzuzeigen. 

Die Arbeitgeberin kann die Unterlassung der Begründung eines anderweitigen Arbeitsverhältnisses oder einer selbstständigen Beschäftigung verlangen, wenn dadurch die Verpflichtungen aus diesem Arbeitsverhältnis oder sonstige berechtigte Belange der Arbeitgeberin beeinträchtigt würden. 

Die Arbeitgeberin weist die Mitarbeiterin darauf hin, dass das Unterlassen der Anzeige eine Verletzung des Arbeitsvertrages darstellt und die Arbeitgeberin zur Kündigung berechtigt oder bei unzutreffenden Angaben anlässlich des Vertragsschlusses zur Anfechtung des Vertrages gemäß § 123 BGB berechtigen kann. Bei Verletzung der Anzeigepflicht ist die Mitarbeiterin der Arbeitgeberin zum Schadenersatz verpflichtet. Der Schadenersatz umfasst u.a. die Mitarbeiteranteile der Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung sowie eventuelle Ansprüche der Finanzverwaltung.

§ 9 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Die Kündigungsfrist richtet sich nach § 622 BGB und beträgt somit nach Ablauf der Probezeit zunächst 4 Wochen zum 15. bzw. zum Ende eines Kalendermonats. Sollten sich danach die Kündigungsfristen für den Mitarbeiterin entsprechend der Betriebszugehörigkeit verlängern, gilt diese Verlängerung der Kündigungsfristen auch im Falle einer Kündigung durch die Mitarbeiterin.

Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, spätestens mit Ablauf des Monats, in dem die Mitarbeiterin das Alter erreicht, ab dem sie erstmals einen Anspruch auf die gesetzliche Regelaltersrente erwirbt. 
Das Anstellungsverhältnis ist ferner auflösend bedingt auf den Ablauf des Monats, in dem ein Bescheid zugestellt wird, mit dem der zuständige Sozialversicherungsträger feststellt, dass die Mitarbeiterin auf Dauer vollständig erwerbsgemindert ist, und die Mitarbeiterin nicht vor Ablauf der Widerspruchsfrist ihren Antrag zurücknimmt oder auf eine Rente auf Zeit einschränkt, bei späterem Beginn des entsprechenden Rentenbezugs jedoch erst auf den Ablauf des dem Rentenbeginn vorhergehenden Tages. Gewährt der Sozialversicherungsträger nur eine Rente auf Zeit, so ruht der Arbeitsvertrag für den Bewilligungszeitraum dieser Rente, längstens jedoch bis zum Beendigungszeitpunkt gemäß Satz 1. Satz 1 und 2 gelten nicht, wenn die Mitarbeiterin noch ohne Einschränkungen in der Lage ist, die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung zu erbringen. 

§ 10 Allgemeine Ausschlussfristen 
Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis sind innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Fälligkeit des Anspruchs in Textform gegenüber der anderen Vertragspartei geltend zu machen, anderenfalls erlöschen sie. Dies gilt auch für Ansprüche, die mit dem Arbeitsverhältnis in Zusammenhang stehen. 

Diese Ausschlussfrist gilt nicht

1. für die Haftung aufgrund Vorsatzes sowie für Ansprüche, die auf eine strafbare Handlung oder eine unerlaubte Handlung gemäß den §§ 823 ff. BGB gestützt werden;

2. für die Haftung für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und für die Haftung für sonstige Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Arbeitgebers oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Arbeitgebers beruhen;

3. für Ansprüche, auf welche die Parteien nicht oder nur mit Zustimmung Dritter wirksam verzichten können, insbesondere für den Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn.

§ 11 Datenschutz

Die Mitarbeiterin ist damit einverstanden, dass die ihre Person betreffenden Daten bei der Arbeitgeberin im gesetzlich zulässigen Rahmen in die Datenverarbeitung einbezogen werden.

§ 12 Vertragsänderungen

Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform.

§ 13 Sonstige Vereinbarungen


Ort, den …..





Ort, den ……


Arbeitgeberin





Mitarbeiterin
�Lesen Sie hierzu bitte auch unser Merkblatt für geringfügig / kurzfristig Beschäftigte.


�Bitte alle Hinweise vor der Aushändigung des Vertrags entfernen


�Bitte eine der nachfolgend genannten Arbeitszeitvarianten auswählen.


� Geringfügig Beschäftigte haben grds.  den gleichen Urlaubsanspruch wie sozialversicherungspflichtig Beschäftigte . Ggf. ist der Anspruch also nach oben anzupassen. Wegen einer Diskriminierung können auch Schadenersatzansprüche drohen.
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